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Beschluss des Vorstands der Tschechischen Rechtsanwaltskammer 

vom 14. Mai 2019

zur Änderung des Beschlusses des Vorstands der Tschechischen Rechtsanwaltskammer Nr. 6/2006 des Amtsblatts über die Bestimmung des Vorgehens bei der Bestimmung des Vertreters der Tschechischen Rechtsanwaltskammer bei der Durchführung von Durchsuchungen und Kontrollen
Der Vorstand der Tschechischen Rechtsanwaltskammer hat gemäß § 44 Abs. 4 Buchst. b) Gesetz Nr. 85/1996 Slg. über die Rechtsanwaltschaft, i.d.g.F. (im Folgenden nur „Gesetz“), folgenden Beschluss gefasst:

Art. I

Der Beschluss des Vorstands der Tschechischen Rechtsanwaltskammer Nr. 6/2006 des Amtsblatts über die Bestimmung des Vorgehens bei der Bestimmung des Vertreters der Tschechischen Rechtsanwaltskammer bei der Durchführung von Durchsuchungen und Kontrollen wird wie folgt geändert:

1. Art. 1 einschließlich der Fußzeilen Nr. 1 bis 3 lautet:

„Art. 1

(1) Sofern eine andere Rechtsvorschrift die Pflicht einer zuständigen Stelle regelt, die Mitwirkung der Tschechischen Rechtsanwaltskammer (im Folgenden nur „Kammer“) bei der Durchführung einer Durchsuchung oder Kontrolle in Räumen anzufordern, in denen der Rechtsanwalt seinen Beruf ausübt, oder in denen sich Urkunden oder andere Informationsträger befinden können, die Tatsachen enthalten, auf die sich kraft Gesetzes die Verschwiegenheitspflicht des Rechtsanwalts erstreckt (im Folgenden nur „Urkunden“), entscheidet der Vorsitzende über die Bestimmung eines Vertreters der Kammer auf Antrag der zuständigen Stelle.

(2) Eine zuständige Stelle ist
a) eine Strafverfolgungsbehörde1),

b) ein Steuerverwalter2),

c) die Datenschutzbehörde3).
--------------

1) § 85b Strafgesetzbuch.

2) § 255 Steuerordnung.

3) § 58 Abs. 2 Gesetz Nr. 110/2019 GBl. zur Verarbeitung personenbezogener Daten.“. 
2. In Art. 2 Abs. 2 werden die Worte „abgeschlossenen juristische Hochschulausbildung“ durch die Worte „Hochschulausbildung“ ersetzt.

3. In Art. 3 wird der bisherige Text als Absatz 1 bezeichnet und der Absatz 2 eingefügt, der lautet:

„(2) Der Vertreter der Kammer ist verpflichtet, sich zu der von der zuständigen Stelle bestimmten Zeit am Ort der Durchsuchung oder Kontrolle, bzw. an einem von der zuständigen Stelle bestimmten anderen Ort einzufinden. Hindern ihn daran besonders schwerwiegende Gründe, hat er hierüber unverzüglich den Vorsitzenden zu informieren, der einen anderen Vertreter der Kammer bestimmen wird.“.

4. Die Überschrift von Art. 4 und die Überschrift über Art. 5 werden aufgehoben; über Art. 4 wird die Gruppenüberschrift eingefügt, die lautet: „Vorgehen des Vertreters der Kammer“.

5. Die Überschrift von Art. 6 lautet: „Beurteilung der vom Rechtsanwalt vorgelegten Steuerunterlagen“.

Art. II

Inkrafttreten
Dieser Beschluss tritt am dreißigsten Tag nach seiner Verkündung im Amtsblatt der Tschechischen Rechtsanwaltskammer in Kraft.

JUDr. Vladimír Jirousek, eigenhändig
Vorsitzender

der Tschechischen Rechtsanwaltskammer
